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Betriebsärzte und  
Fachkräfte für  

Arbeitssicherheit 

DGUV Vorschrift 2 

 

 
 
Erstes Kapitel: 
Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Unfallverhütungsvorschrift bestimmt näher die Maßnahmen, die der Unter-
nehmer zur Erfüllung der sich aus dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsinge-
nieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) erge-
benden Pflichten zu treffen hat. 
 
§ 2 Bestellung 
(1) Der Unternehmer hat Betriebsärztinnen oder Betriebsärzte sowie Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit zur Wahrnehmung der in den §§ 3 und 6 Arbeitssicherheitsgesetz 
bezeichneten Aufgaben schriftlich nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmun-
gen zu bestellen. Der Unternehmer hat auf Verlangen nachzuweisen, wie er die 
Verpflichtung nach Satz 1 erfüllt hat. 
 
(2) Bei Betrieben mit bis zu 20 Beschäftigten richtet sich der Umfang der betriebs-
ärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung nach Anlage 1. 
 
(3) Bei Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten gelten die Bestimmungen nach An-
lage 2. 
 
(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 kann der Unternehmer nach Maßgabe 
von Anlage 3 ein alternatives Betreuungsmodell wählen, wenn er aktiv in das Be-
triebsgeschehen eingebunden ist und die Zahl der Beschäftigten bis zu 50 beträgt. 
 
(5) Bei der Berechnung der Zahl der Beschäftigten sind jährliche Durchschnittszah-
len zugrunde zu legen; bei der Berechnung des Schwellenwertes in den Absätzen 
2, 3 und 4 sind Teilzeitbeschäftigte mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit von 

• nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5, 

• von mehr als 20 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75, 
• von mehr als 30 Stunden mit 1,0 zu berücksichtigen. 

 
(6) Der Unfallversicherungsträger kann im Einzelfall im Einvernehmen mit der nach 
§ 12 Arbeitssicherheitsgesetz zuständigen Behörde Abweichungen von den Absät-
zen 2, 3 und 4 zulassen, soweit im Betrieb die Unfall- und Gesundheitsgefahren  
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vom Durchschnitt abweichen und die abweichende Festsetzung mit dem Schutz der 
Beschäftigten vereinbar ist. Als Vergleichsmaßstab dienen Betriebe der gleichen 
Art. 
 
(7) Die Beschäftigten sind über die Art der betriebsärztlichen und sicherheitstechni-
schen Betreuung sowie die bestellten Betriebsärztinnen oder Betriebsärzte sowie 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu informieren. 
 
§ 3 Arbeitsmedizinische Fachkunde 
Der Unternehmer kann die erforderliche arbeitsmedizinische Fachkunde als gegeben 
ansehen bei Ärztinnen und Ärzten, die nachweisen, dass sie berechtigt sind, 
1. die Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“  
oder 
2. die Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“ zu führen. 
 
§ 4 Sicherheitstechnische Fachkunde 
(1) Der Unternehmer kann die erforderliche sicherheitstechnische Fachkunde von 
Fachkräften für Arbeitssicherheit als nachgewiesen ansehen, wenn diese den in den 
Absätzen 2 bis 6 festgelegten Anforderungen genügen. 
 
(2) Sicherheitsingenieurinnen und Sicherheitsingenieure erfüllen die Anforderungen, 
wenn sie 

1. berechtigt sind, die Berufsbezeichnung Ingenieurin oder Ingenieur zu führen 
oder einen Bachelor- oder Masterabschluss der Studienrichtung Ingenieurwis-
senschaften erworben haben, 

2. danach eine praktische Tätigkeit in diesem Beruf mindestens zwei Jahre lang 
ausgeübt und 

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Qualifi-
zierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeitssicherheit oder einen entsprechen-
den staatlich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Qualifizie-
rungslehrgang eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abgeschlossen 
haben. 

 
Sicherheitsingenieurinnen und Sicherheitsingenieure, die aufgrund ihrer Hochschul-
ausbildung berechtigt sind, die Berufsbezeichnung „Sicherheitsingenieurin oder Si-
cherheitsingenieur“ zu führen und eine einjährige praktische Tätigkeit als Ingenieurin 
oder Ingenieur ausgeübt haben, erfüllen ebenfalls die Anforderungen. 
 
(3) In der Funktion als Sicherheitsingenieurin oder Sicherheitsingenieur können auch 
Personen tätig werden, die über gleichwertige Qualifikationen verfügen. Ihr Einsatz in 
der Funktion als Sicherheitsingenieurin oder Sicherheitsingenieur im Betrieb erfordert 
eine Zulassung im Einzelfall nach § 7 Absatz 2 Arbeitssicherheitsgesetz durch die 
zuständige Behörde. 
 
(4) Sicherheitstechnikerinnen und Sicherheitstechniker erfüllen die Anforderungen, 
wenn sie 

1. eine Prüfung als staatlich anerkannte Technikerin oder staatlich anerkannter 
Techniker erfolgreich abgelegt haben, 
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2. danach eine praktische Tätigkeit als Technikerin oder Techniker mindestens 
zwei Jahre lang ausgeübt und 

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Qualifi-
zierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeitssicherheit oder einen entsprechen-
den staatlich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Qualifizie-
rungslehrgang eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abgeschlossen 
haben. 

 
Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Prüfung als staatlich anerkannte Technike-
rin oder staatlich anerkannter Techniker mindestens vier Jahre lang als Technikerin 
oder Techniker oder in gleichwertiger Funktion tätig war und einen Qualifizierungs-
lehrgang nach Satz 1 Nummer 3 mit Erfolg abgeschlossen hat. 
 
(5) Sicherheitsmeisterinnen und Sicherheitsmeister erfüllen die Anforderungen, wenn 
sie 

1. die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt haben, 
2. danach eine praktische Tätigkeit als Meisterin oder Meister mindestens zwei 

Jahre lang ausgeübt und 
3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Qualifi-

zierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeitssicherheit oder einen entsprechen-
den staatlich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Qualifizie-
rungslehrgang eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abgeschlossen 
haben. 

 
Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Meisterprüfung mindestens vier Jahre lang 
als Meisterin oder Meister oder in gleichwertiger Funktion tätig war und einen Qualifi-
zierungslehrgang nach Satz 1 Nummer 3 mit Erfolg abgeschlossen hat. 
 
(6) Personen mit einem Studienabschluss in Physik, Chemie, Biologie, Humanmedi-
zin, Ergonomie, Arbeits- und Organisationspsychologie, Arbeitshygiene oder Arbeits-
wissenschaft erfüllen als gleichwertig qualifizierte Personen entsprechend Absatz 2, 
3, 4 oder 5 die Anforderungen, wenn sie 

1. das jeweilige Hochschulstudium erfolgreich abgeschlossen haben, 
2. danach eine praktische Tätigkeit in einem Beruf, der das jeweilige Hochschul-

studium voraussetzt, mindestens zwei Jahre lang ausgeübt und 
3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Qualifi-

zierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeitssicherheit oder einen entsprechen-
den staatlich oder von den Unfallversicherungsträgern anerkannten Qualifizie-
rungslehrgang eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abgeschlossen 
haben. 

 
Zusätzlich bedarf es einer Zulassung im Einzelfall nach § 7 Absatz 2 Arbeitssicher-
heitsgesetz durch die zuständige Behörde, wenn die Berufsbezeichnung „Ingenieurin 
oder Ingenieur“ nicht geführt werden darf und die Person an Stelle einer Sicherheit-
singenieurin oder eines Sicherheitsingenieurs tätig werden soll. 
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(7) Der Qualifizierungslehrgang nach den Absätzen 2, 4, 5 und 6 umfasst die Lernfel-
der 1 bis 5 (branchenübergreifende Qualifizierung) und das Lernfeld 6 (branchenspe-
zifische Qualifizierung) inklusive der begleitenden Praktikumsphasen. Bestandteile 
des Lernfeldes 6 sind die nachfolgenden Rahmenthemen: 

• branchenspezifische Gefährdungen und Belastungen 

• Gefährdungen und Belastungen besonderer Personengruppen und deren 
individuelle Leistungsvoraussetzungen 

 
Die Fachkraft für Arbeitssicherheit erwirbt branchenspezifische Fachkenntnisse und 
die Befähigung, durch Beratung den Unternehmer bei der Umsetzung der gesetzli-
chen Anforderungen zum Thema Arbeits- und Gesundheitsschutz zu unterstützen. 
 
(8) Bei einem Wechsel einer Fachkraft für Arbeitssicherheit, die das Lernfeld 6 (bran-
chenspezifische Qualifizierung) entsprechend den Festlegungen eines anderen Un-
fallversicherungsträgers absolviert hat, in eine andere Branche, hat der Unternehmer 
dafür zu sorgen, dass die Fachkraft für Arbeitssicherheit die erforderlichen branchen-
spezifischen Kenntnisse durch Fortbildung erwirbt. Die Berufsgenossenschaft für Ge-
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege entscheidet über den erforderlichen Umfang 
an Fortbildung unter Berücksichtigung der Inhalte ihres Lernfeldes 6 und der bereits 
bestehenden Kompetenzen der Fachkraft für Arbeitssicherheit. 
 
§ 5 Bericht 
Der Unternehmer muss die gemäß § 2 dieser Unfallverhütungsvorschrift bestellten 
Betriebsärztinnen oder Betriebsärzte sowie Fachkräfte für Arbeitssicherheit verpflich-
ten, über die Erfüllung der übertragenen Aufgaben regelmäßig elektronisch oder 
schriftlich zu berichten. Die Berichte sollen auch über die Zusammenarbeit der Be-
triebsärztinnen oder Betriebsärzte sowie Fachkräfte für Arbeitssicherheit und der ge-
gebenenfalls eingesetzten Personen mit spezieller Fachkompetenz Auskunft geben. 
Zudem müssen die Berichte Nachweise über die von Betriebsärztinnen oder Be-
triebsärzten sowie Fachkräften für Arbeitssicherheit absolvierten Fortbildungen ent-
halten, die zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderlich sind. 
 
§ 6 Nutzung von digitalen Informations- und 
Kommunikationstechnologien 
(1) Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung muss grundsätzlich in Prä-
senz erbracht werden. Die Leistungen können unter Nutzung digitaler Informations- 
und Kommunikationstechnologien erfolgen, wenn die betrieblichen Verhältnisse be-
kannt sind. Diese Art der Betreuung ist durch die Betriebsärztin oder den Betriebsarzt 
sowie die Fachkraft für Arbeitssicherheit persönlich zu erbringen. Diese Art der Be-
treuung ist nicht möglich, wenn Sachgründe eine betriebsärztliche oder sicherheits-
technische Betreuung in Präsenz im Betrieb erfordern. 
 
(2) In der Betreuung nach § 2 Absatz 2 und 3 dieser Unfallverhütungsvorschrift ist die 
Nutzung digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien jeweils bis zu ei-
nem Drittel der Leistungen möglich, wenn der Betrieb durch eine Erstbegehung be-
kannt ist und die jeweils notwendigen Voraussetzungen für die Anwendung von digi-
talen Informations- und Kommunikationstechnologien vorliegen. Der Anteil der unter 
Nutzung digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien erbrachten be-
triebsärztlichen oder sicherheitstechnischen Leistungen kann bei einer Betreuung 
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nach § 2 Absatz 2 und 3 dieser Unfallverhütungsvorschrift ein Drittel übersteigen, 
wenn im Betrieb eine aktuelle Gefährdungsbeurteilung vorliegt und die Betreuungs-
leistungen geeignet sind, unter Nutzung digitaler Informations- und Kommunikations-
technologien erbracht zu werden; die Nutzung digitaler Informations- und Kommuni-
kationstechnologien darf einen Anteil von 50 Prozent der Gesamtleistungen nicht 
überschreiten. 
 
(3) In der anlassbezogenen Betreuung nach § 2 Absatz 4 dieser Unfallverhütungs-
vorschrift entscheidet der Unternehmer auf Grundlage seiner Gefährdungsbeurtei-
lung über Art und Umfang der Nutzung digitaler Informations- und Kommunikations-
technologien. 
 
(4) Bei der Beratung zu speziellen Fachthemen durch Personen mit entsprechender 
Fachkompetenz, die nicht über eine Qualifikation als Betriebsärztin oder Betriebsarzt 
oder als Fachkraft für Arbeitssicherheit verfügen, gilt Absatz 3 entsprechend. 
 
(5) Die Leistungserbringung unter Nutzung von digitalen Informations- und Kommuni-
kationstechnologien ist im Bericht gemäß § 5 dieser Unfallverhütungsvorschrift zu 
dokumentieren. 
 

Zweites Kapitel: Übergangsbestimmungen 
§ 7 Übergangsbestimmungen 
(1) Sofern Ärztinnen oder Ärzte oder Fachkräfte für Arbeitssicherheit nach einer vor 
dem Inkrafttreten dieser Unfallverhütungsvorschrift geltenden Fassung dieser Unfall-
verhütungsvorschrift ihre arbeitsmedizinische oder sicherheitstechnische Fachkunde 
erfolgreich erworben haben, kann der Unternehmer die in dieser Unfallverhütungs-
vorschrift insoweit geforderte Fachkunde als gegeben ansehen. 
 
(2) entfällt 
 
(3) Die Verpflichtung nach § 5 Satz 3 gilt ab 1. Januar 2029, wenn in Verträgen, die 
zwischen dem Unternehmer und 

• Betriebsärztinnen oder Betriebsärzten, 

• Fachkräften für Arbeitssicherheit oder 

• überbetrieblichen Diensten 
 
vor dem 1. Januar 2026 geschlossen wurden, insoweit keine oder abweichende Re-
gelungen enthalten sind. 
 

Drittes Kapitel: In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 

§ 8 In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 
Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am ersten Tag des auf die Veröffentlichung fol-
genden Monats in Kraft. Sie ersetzt die bisherige Fassung der Unfallverhütungsvor-
schrift „Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ vom 1. Januar 2011. 
 
 
Auf Abdruck der Anlagen wird verzichtet. 


